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Drucksache 
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Öffentlichkeitsstatus 

öffentlich 
 

 
Datum 

08.01.2024 

Eigenbetrieb I EB SAB 

 

Beratungsfolge Sitzung 

Tag 

Behandlung Zuständigkeit 

Die Oberbürgermeisterin 20.02.2024 nicht öffentlich Kenntnisnahme 

Betriebsausschuss Städtischer Abfallwirtschaftsbe-
trieb 

05.03.2024 öffentlich Beratung 

Ortschaftsrat Beyendorf-Sohlen 11.03.2024 öffentlich Kenntnisnahme 

Ausschuss für Umwelt und Energie 12.03.2024 öffentlich Beratung 

Ortschaftsrat Randau-Calenberge 14.03.2024 öffentlich Kenntnisnahme 

Ausschuss für kommunale Rechts- und Bürgerange-
legenheiten 

21.03.2024 öffentlich Beratung 

Ortschaftsrat Pechau 28.03.2024 öffentlich Kenntnisnahme 

Stadtrat 02.05.2024 öffentlich Beschlussfassung 

 
 

Beteiligungen 
Amt 30, FB 67 

Beteiligung des  Ja 
 

Nein  

RPA  X 

KFP  X 

 BFP  X 

 Klimarelevanz  X 

 
Kurztitel 
 
2. Änderungssatzung der Abfallwirtschaftssatzung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die 2. Änderungssatzung der Satzung zur Vermeidung, Verwertung und 
Beseitigung von Abfällen der Landeshauptstadt Magdeburg (Abfallwirtschaftssatzung) gemäß bei-
liegender Anlage 1. 
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Finanzielle Auswirkungen im Eigenbetrieb 
 

 

Eigenbetrieb 
 
SAB 

 
Pflichtaufgabe 

 
JA 

 
X 

 
NEIN 

 

 

Haushaltskonsolidierungsmaßnahme 

JA  HHK-Nr.:  NEIN X 
 

Maßnahmebeginn                   Auswirkungen auf den Wirtschaftsplan 

2024             Erfolgsplan  Vermögensplan  
 

Erfolgsplan 20.. 

Ertrag  
Sachkonto Bezeichnung EUR 

 
davon: 
veranschlagt       

Mehr- bzw. 
Minderertrag 

     

     

     

Summe:     

 

Aufwand  
Sachkonto Bezeichnung EUR 

 
davon: 
veranschlagt       

Mehr- bzw. 
Minderaufwand 

     

     

     

Summe:     
 

Mittelfristige Erfolgsplanung  20.. – 20.. 

Ertrag 
Jahr Sachkonto Bezeichnung EUR davon 

veranschlagt 
Mehr-bzw. 
Minderertrag 

20..      

20..      

20..      

Summe:      

 

Aufwand 
Jahr Sachkonto Bezeichnung EUR davon 

veranschlagt 
Mehr-bzw. 
Minderaufwand 

20..      

20..      

20..      

Summe:      
 

Vermögensplan 20.. 

Einnahmen 
Sachkonto Bezeichnung EUR 

 
davon: 
veranschlagt       

Mehr- bzw. 
Mindereinnahmen 

     

     

     

Summe:     

 

Ausgaben 
Sachkonto Bezeichnung EUR 

 
davon: 
veranschlagt       

Mehr- bzw. 
Minderausgaben 

     

     

     

Summe:     
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Mittelfristige Vermögensplanung  20.. – 20.. 

Einnahmen 
Jahr Sachkonto Bezeichnung EUR davon 

veranschlagt 
Mehr-bzw. 
Mindereinnah-
men 

20..      

20..      

20..      

Summe:      

 

Ausgaben 
Jahr Sachkonto Bezeichnung EUR davon 

veranschlagt 
Mehr-bzw. 
Minderausgaben 

20..      

20..      

20..      

Summe:      

 
 

Eigenbetrieb SAB Sachbearbeiterin   Ines Tröstler 

Eigenbetriebsleiter Andreas Stegemann 
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Finanzielle Auswirkungen auf den städtischen Haushalt 
 

Organisationseinheit   Pflichtaufgabe X ja  nein 

 

Produkt Nr. Haushaltskonsolidierungsmaßnahme 

   ja, Nr.  X nein 

Maßnahmebeginn/Jahr Auswirkungen auf den Ergebnishaushalt 

 2024 JA  NEIN  

 

A. Ergebnisplanung/Konsumtiver Haushalt 

Budget/Deckungskreis:   

 

I. Aufwand (inkl. Afa) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   

 

II. Ertrag (inkl. Sopo Auflösung) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   

 

B. Investitionsplanung 

Investitionsnummer:   

Investitionsgruppe:   

 

I. Zugänge zum Anlagevermögen (Auszahlungen - gesamt) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   

 

II. Zuwendungen Investitionen (Einzahlungen - Fördermittel und Drittmittel) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   
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III. Eigenanteil / Saldo 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   
 

IV. Verpflichtungsermächtigungen (VE) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

gesamt:           

20...           

für           

20...           

20...           

20...           

Summe:  

 

V. Erheblichkeitsgrenze (DS0178/09) Gesamtwert 

 bis 60 Tsd. €  (Sammelposten) 

 > 500 Tsd. €  (Einzelveranschlagung)  

  Anlage Grundsatzbeschluss Nr. 

  Anlage Kostenberechnung 

 > 1,5 Mio. €  (erhebliche finanzielle Bedeutung)  

  Anlage Wirtschaftlichkeitsvergleich 

  Anlage Folgekostenberechnung 

 

C. Anlagevermögen   

Investitionsnummer:      Anlage neu 

Buchwert in €:       JA 

Datum Inbetriebnahme:       
 

Auswirkungen auf das Anlagevermögen 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
bitte ankreuzen 

Zugang Abgang 

20…           

 

Eigenbetrieb SAB Sachbearbeiterin   Ines Tröstler 

Eigenbetriebsleiter Unterschrift 

 
  

Termin für die Beschlusskontrolle 30.09.2024 
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Begründung: 
 
Der jetzige Änderungsbedarf ergibt sich aus: 
 

• Umsetzung der Änderungshinweise, die sich aus der fachlichen Prüfung der Satzung zur 
Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen der Landeshauptstadt Magdeburg 
vom 01.04.2019 durch das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt ergeben. 
 

• Änderung hinsichtlich der rechtssicheren Gestaltung des Satzungstextes 
 
Änderungen im Einzelnen: 
 
§ 4 Abs. 1  
Gemäß § 20 Abs. 1 Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
träglichen Bewirtschaftung von Abfällen — Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) haben die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger nur die in ihrem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle 
zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen nach Maßgabe der §§ 15 und 16 KrWG zu ent-
sorgen. Da hinsichtlich der Abfälle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen keine öffent-
lich-rechtliche Entsorgungspflicht besteht, müssen diese auch nicht von der Entsorgung ausge-
schlossen werden. 
 
§ 5 Abs. 3 
In der Abfallwirtschaftssatzung werden die § 21 Altglas und § 22 Verpackungsabfälle neu einge-
fügt, so dass sich die folgenden Paragraphen ab § 21 (alt) bis § 31 (alt) ändern und demzufolge 
auch die Querverweise bzw. Angaben zu diesen alten Paragraphen im Satzungstext angepasst 
werden müssen.  
Im folgenden Satzungstext betrifft die Änderung folgende Paragraphen: 
§ 6 Abs. 2, § 7 Abs. 3 Satz 3, § 10 Abs. 3, § 11 Abs. 2 Satz 2, § 20 Abs. 2, § 20 Abs. 3, § 23 Abs. 
7 (neu), § 24 Abs. 1 Satz 1 (neu), § 25 Abs. 3 Satz 2 (neu), § 25 Abs. 4 Satz 2 (neu),  
§ 32 Abs. 1 Nr. 2 (neu), § 32 Abs. 1 Nr. 3 (neu), § 32 Abs. 1 Nr. 5 (neu), § 32 Abs. 1 Nr. 6 (neu) 
 
§ 6 Abs. 1 Nr. 3  
Das Wort „Elektronikschrott“ wird ersetzt durch das Wort „Elektronikgeräte“. Die Bezeichnung 
wurde aktualisiert und den Begriffen aus dem Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) 
angepasst. 
Im folgenden Satzungstext betrifft diese Änderung folgende Paragraphen: 
§ 8 Abs. 2 Satz 1, § 9, § 9 Abs. 1 bis 3 
 
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 
Das Wort „Haushaltsabfälle“ wird ersetzt durch das Wort „Siedlungsabfälle“. Die Bezeichnung  
wurde aktualisiert und dem Begriff aus dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) angepasst. 
Im folgenden Satzungstext betrifft diese Änderung folgende Paragraphen: 
§ 11, § 11 Abs. 1, § 11 Abs. 2, § 32 Abs. 1 Nr. 4 (neu) 
 
§ 6 Abs. 1 Nr. 14 und 15 
Nach § 20 Abs. 2 KrWG sind die dort aufgeführten Abfälle aus privaten Haushalten getrennt zu 
sammeln. Dies gilt auch für Altglas und weiterhin für Verpackungsabfälle  
gem. Verpackungsgesetz. Beide Abfallarten wurden aus diesem Grund ergänzt. 
 
§ 7 Abs. 2 Satz 4 
Die Sammlung von Altpapier erfolgt nach der Systemumstellung auf die haushaltsnahe Bereitstel-
lung von Blauen Tonnen. Depotcontainer wurden übergangsweise noch an ausgewählten Stand-
orten breitgestellt. Die Umstellung ist vollständig erfolgt, so dass diese Depotcontainer nicht mehr 
aufgeführt werden.  
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§ 7 Abs. 2 Satz 3  
Das Wort „Abfallentsorgungsanlagen“ wird im gesamten Text ersetzt durch das Wort „Sammel-
stellen“ bzw. konkretisiert durch die Begriffe „Wertstoffhof“ oder „Deponie“.  
Es handelt sich um eine Aktualisierung der Begrifflichkeiten.            
Im folgenden Satzungstext betrifft diese Änderung folgende Paragraphen: 
§ 8 Abs. 5, § 9 Abs. 3, § 10 Abs. 4, § 11 Abs. 2 Satz 2, § 27 (neu), § 27 Abs. 1 Satz 1 (neu), § 27 
Abs. 1 Satz 2 (neu), § 27 Abs. 3 Satz 1 (neu), § 27 Abs. 3 Satz 2 (neu), § 29 Satz 2 (neu), § 30 
(neu), § 32 Abs. 1 Nr. 4 (neu) 
 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 
Der Begriff Sperrmüll aus privaten Haushalten (nicht Gewerbe) wird konkretisiert und insbeson-
dere durch das Wort „bewegliche“ klargestellt, dass z. B. Laminat, welches fest verbaut ist nicht 
zum Sperrmüll gehört. 
 
§ 8 Abs. 8 
Funktionstüchtige und brauchbare Möbel und Haushaltsgegenstände sollen einer weiteren Ver-
wendung zugeführt werden. Die Abfallberatung gibt Auskunft, welche Möglichkeiten es gibt. Die 
Abfallvermeidung steht im Vordergrund und soll damit rechtlich verankert werden.  
 
§ 9 Abs. 2 
Es erfolgte eine Anpassung an das Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) hinsichtlich 
der Abgabemöglichkeiten von Elektroaltgeräten, z. B. unter bestimmen Voraussetzungen in Su-
permärkten (Vertreiber). 
 
§ 10 Abs. 3 Satz 1 
Bioabfälle mit meldepflichtigen Pflanzenkrankheiten gehören nicht in den Bioabfallbehälter. Bisher 
wurden alle Pflanzenkrankheiten, z. B. Birnengitterrost ausgeschlossen. Dies wurde fachlich mit 
der Landesanstalt für Landwirtschaft und Gartenbau Sachsen-Anhalt (LLG) diskutiert, so dass hier 
unter Voraussetzungen der weiteren Verwertungsverfahren der Bioabfälle keine Gefährdung 
durch das Einbringen herkömmlicher Pflanzenkrankheiten in die Biotonne besteht. § 10 Abs. 6 alt 
wird demensprechend gestrichen. 
 
§ 10 Abs. 6 (neu) 
Es gelten neue Vorgaben zur Fremdstoffentfrachtung von Bioabfällen ab 1. Mai 2025. Die Bioab-
fallverordnung gibt konkrete Ziele vor. Bioabfälle, die in der Biotonne gesammelt werden, dürfen 
einen Fremdstoffanteil von 1 % aufweisen. Um dieses Ziel zu erreichen, wurden Fremdstoffe, ins-
besondere Plastiktüten verboten. Der Verwerter der Bioabfälle hat nochmals bestätigt, dass kom-
postierbare Plastiktüten zu Problemen führen, so dass auch diese nicht in die Biotonnen gehören. 
 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 i. V. mit § 11 Abs. 1 Satz 1 
Die Regelung des § 20 Abs. 1 KrWG gibt jedoch vor, dass der öffentlich- 
rechtliche Entsorgungsträger die in seinem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle aus pri-
vaten Haushaltungen und Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen ordnungsge-
mäß zu entsorgen hat, soweit diese nicht von der Entsorgung ausgeschlossen sind. Dies gilt auch 
für gefährliche Abfälle. Der Satzungstext wurde ergänzt, wie mit Kleinmengen gefährlicher Abfälle 
aus anderen Herkunftsbereichen zu verfahren ist.  
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§ 11 Abs. 3 
Der Absatz wurde gestrichen, da es sich um einen Querverweis auf eine veraltete Regelung be-
zog. 
 
§ 18 Abs. 3 
Die bisherige Regelung, spitze und scharfe Gegenstände (z. B. Spritzen) in bruchsicheren, stich- 
und schnittfesten Behältern in den Restabfallbehälter zu entsorgen stellt eine zusätzliche Belas-
tung für den Abfallbesitzer dar, für die sich keine abfall- oder arbeitsschutzrechtliche Grundlage 
findet. Inwieweit die Maßnahmen verhältnismäßig sind, ist fraglich. Aus diesem Grund wurde die 
Regelung nur auf die Nutzung von Restabfallsäcken beschränkt. 
 
§ 21 (neu) und § 22 (neu) 
Die Abfallarten Altglas und Verpackungsabfälle werden neu aufgenommen, siehe § 6 Abs. 1 Nr. 
14 und 15 (neu) und definiert. 
 
§ 23 Abs. 1 Nr. 3 (neu) 
Depotcontainer (siehe Erläuterungen § 7 Abs. 2 Satz 4) und Presscontainer zur Sammlung von 
Altpapier werden nicht mehr angeboten. Für die haushaltnahe Sammlung von Altpapier werden 
die zugelassenen Behälter genutzt, die sich für die anfallenden haushaltsüblichen Mengen be-
währt haben. 
 
§ 23 Abs. 2 Nr. 2 (neu) 
Es erfolgte eine Anpassung des Begriffs. In der Praxis werden ausschließlich Absetzcontainer ge-
stellt. 
 
§ 23 Abs. 2 Nr. 5 (neu) 
Der 120 Liter Altpapierbehälter wurde zusätzlich für eine Abholung auf Antrag zugelassen. Das 
Leistungsspektrum wurde ergänzt. 
 
§ 24 Abs. 2 Nr. 1 (neu) 
Abfallbehälter dürfen künftig einen Abstand von 20 Metern vom Fahrbahnrand zum Standplatz ha-
ben (Anpassung bauliche Verhältnisse). 
 
§ 24 Abs. 2 Nr. 7 (neu) 
Neu zu errichtende Abfallbehälterschränke sind bei Bedarf mit Schließeinrichtungen zu versehen, 
die dann mit dem Abfallwirtschaftsbetrieb abzustimmen sind. Hierdurch soll die schnelle Erreich-
barkeit der Abfallbehälter gewährleistet werden. Der Dreikantverschluss ist eine gängige Lösung 
und die Absprache führt zur Erleichterung bei der Entleerungstour. 
 
§ 22 Abs. 5 (alt) 
Der Verweis auf baurechtliche Vorschriften, VDI Richtlinien ist zu allgemein, so dass der Passus 
entfernt wurde. 
 
§ 22 Abs. 6 (alt) wird neu zu § 24 Abs. 5 
Es wurde hinsichtlich der Neuerrichtung von Unterflursystemen zur Abfallsammlung konkretisiert, 
welche Regelungen (z. B. technische Anforderungen) mit der Stadt abzustimmen sind. Diese Re-
gelungen müssen in einer Vereinbarung mit der Stadt schriftlich vereinbart werden. 
 
§ 22 Abs. 7 (alt) wird neu zu § 24 Abs. 6 
Das Streichen von § 22 Abs. 5 (alt) führt zur neuen Nummerierung. 
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§ 25 Abs. 6 (neu) 
Angaben zu der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung –  32. BImSchV wurden aktuali-
siert. 
 
§ 26 (neu) 
Bei den Modellversuchen wurden Unterflursysteme zur Abfallsammlung mit Containern ergänzt. 
Derzeit liegen noch keine Erfahrungen zur Sammlung von z. B. Bioabfällen mittels dieses Sys-
tems vor. 
 
§ 27 Abs. 2 (neu) 
Es wird auf die unterschiedlichen Anlagengenehmigungen verwiesen. 
 
§ 27 Abs. 2 (neu) 
Angaben zu der Nachweisverordnung und Deponieverordnung wurden aktualisiert. 
 
§ 28 Abs. 1 (neu) i. V. mit § 28 Abs. 3 wird Satz 2 (neu) 
Es wird klargestellt, dass bei der An-, Ab- und Ummeldung des Anschlusses an die Abfallentsor-
gung (Abfallbehälter regelmäßige Abholung) durch den Anschlusspflichtigen die Eigentumsver-
hältnisse in bestimmter Form (Grundbuchauszug etc.) nachzuweisen sind.  
 
In der Regelung § 28 Abs. 3 wird Satz 2 gestrichen, da eine Antragstellung auch z. B. für Sperr-
müllcontainer gestellt werden könnte. Die Eigentumsverhältnisse spielen dann keine Rolle. 
 
§ 28 Abs. 4 (neu) 
Hintergrund ist, dass der Eigentümer als antragsbefugt gilt und nicht ein Mieter. Eine Ausnahme 
sind ausschließlich Gewerbetreibende, die mit schriftlicher Zustimmung des Eigentümers antrags-
befugt sein können. 
 
§ 32 Abs. 3 (neu) 
Die Aufnahme der Vorschrift zur Zuständigkeit der Oberbürgermeisterin als Verwaltungsbehörde 
zur Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten dient dazu, Rechtsklarheit zu schaffen. 
Die Zuständigkeitsvorschrift soll die Aufgabenabgrenzung zwischen den beiden Organen Be-
triebsleitung des SAB und Oberbürgermeisterin unmissverständlich dokumentieren. Hintergrund 
ist das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes des Landes Sachsen-Anhalt (Urteil 4 M 154/20). 
In § 32 (neu) der Abfallwirtschaftssatzung sind die Bußgeldtatbestände enthalten, wobei auf die 
Ermächtigung des § 8 Absatz 6 des KVG LSA verwiesen wird. § 8 Absatz 6 Satz 3 KVG LSA be-
stimmt, dass Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten (OWiG) die Kommune ist, der die Ausführung der Rechtsvorschrift oder die 
Überwachung der Einhaltung der Rechtsvorschrift obliegt, gegen die sich die Zuwiderhandlung 
richtet. 
Nach § 1 Absatz 1 KVG LSA sind die Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreise Kommu-
nen im Sinne dieses Gesetzes. In dieser Vorschrift sind lediglich die juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts genannt. Für die Ausführung der Abfallwirtschaftssatzung ist mithin die Landes-
hauptstadt Magdeburg zuständig, wobei es der Festlegung bedarf, welches vertretungsberech-
tigte Organ - hier: Betriebsleitung des SAB oder Oberbürgermeisterin - die Aufgaben der Verwal-
tungsbehörde im Sinne des OWiG zu erfüllen hat. 
 
§ 33 
Die sprachliche Gleichstellung wird geregelt. Personen- und Funktionsbezeichnungen im Sat-
zungstext gelten für alle Geschlechter. 
 
 
Die Gegenüberstellung der zu beschließenden 2. Änderungssatzung der Abfallwirtschaftssatzung 
zu der bisher gültigen Abfallwirtschaftssatzung ist als Anlage 2 zur Begründung der Beschlussvor-
lage beigefügt. 
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In der vergleichenden Fassung sind eingefügte Texte fett und kursiv hervorgehoben und Strei-
chungen sind mit durchgestrichenen Texten zu erkennen. 
 
 
Anlagen zur Begründung 
Anlage 1 – 2. Änderungssatzung der Abfallwirtschaftssatzung 
Anlage 2 – vergleichende Fassung Abfallwirtschaftssatzung 
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